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Koalitionsausschuss und Unionsfraktion: Beschlüsse und Vorschläge für 

Corona-Soforthilfe-Maßnahmen und zur Reform der Unternehmensbesteue-

rung 

In seiner Sitzung vom 22.04.2020 hat der Koalitionsausschuss Beschlüsse zu 

weiteren Corona-Hilfsmaßnahmen gefasst.  

Darin ist einerseits eine Verbesserung der Verlustverrechnung als Sofort-

Maßnahme enthalten. Konkret ist beabsichtigt, für kleine und mittelständische 

Unternehmen die pauschalierte Herabsetzung von bereits für 2019 geleisteten 

Vorauszahlungen im Hinblick auf Verluste im Jahr 2020 zu ermöglichen. Das 

BMF hat hierzu bereits eine Pressemitteilung auf seiner Homepage eingestellt 

und beabsichtigt, „in Kürze“ ein entsprechendes BMF-Schreiben zu veröffentli-

chen. Allerdings ist diese Regelung, da es sich um eine untergesetzliche Maß-

nahme handelt, auf das im Gesetz vorgesehene maximale Verlustrücktragsvolu-

men in Höhe von 1 Mio. Euro beschränkt. Letztendlich geht es nur darum, erwar-

tete Verluste des Veranlagungsjahres 2020 bereits jetzt geltend machen zu kön-

nen. Aus Sicht der Wirtschaft wird daher eine Nachbesserung durch Anhebung 

dieses Betrages und auch eine zeitliche Ausdehnung über ein Jahr hinaus gefor-

dert. Auch am Fehlen einer Verlustrücktragsmöglichkeit in der Gewerbesteuer 

ändert der Beschluss zunächst nichts.  

Als weitere Maßnahme enthalten die Beschlüsse des Koalitionsausschusses eine 

temporäre Reduzierung des Mehrwertsteuersatzes im Gastronomiebereich auf 

den ermäßigten Steuersatz von 7 %. Diese Regelung soll vom 01.07.2020 bis 

zum 30.06.2021 gelten. 

Bereits einen Tag zuvor hatte die Unionsfraktion mit Datum vom 21.04.2020 in 

einem Brief an die Bundesminister Scholz und Altmaier weiterreichende steuer-

politische Forderungen aufgestellt. Die folgenden Maßnahmen sind darin enthal-

ten: Zur Verlustverrechnung wird vorgeschlagen – insofern über den Beschluss 

des Koalitionsausschusses hinausgehend – den Verlustrücktrag zeitlich und be-

tragsmäßig auszuweiten. Die daneben vorgeschlagene Rücklage für 2019 er-

scheint hingegen lediglich eine andere technische Lösung zu sein, um den für 

2020 erwarteten Verlust schneller geltend machen zu können. Auch soll die Min-

destbesteuerung angepasst und Erleichterungen bei der Mantelkaufregelung 

vorgesehen werden. Darüber hinaus soll bei der Unternehmensbesteuerung das 

Optionsmodell für Personengesellschaften (zur Besteuerung wie Kapitalgesell-

schaften) eingeführt und die Thesaurierungsbegünstigung verbessert werden. 

Das ATAD-UmsG soll die beiden ATAD-Richtlinien lediglich 1:1 umsetzen, der 

Steuersatz für Körperschaften gesenkt und keinerlei Steuererhöhung vorgenom-

men werden. Auch soll – wie während der Finanzkrise 2009/10 die degressive 

Afa temporär eingeführt werden. Weitergehende Forderungen betreffen das Vor-

ziehen der Kindergelderhöhung, die kalte Progression, den weiteren Abbau des 

Solidaritätszuschlags, die Entlastung bei Strompreisen sowie die Kassensiche-

rungsverordnung. 

 



 

 
Seite 2 von 4 

 

# 15 
24.04.2020 

.09.2019 

 
28.03.2014 

BMF: Fristverlängerung für Abgabe der Lohnsteueranmeldung möglich 

Mit BMF-Schreiben vom 23.04.2020 wurde nun verlautbart, dass während der 

Corona-Krise die Frist zur Abgabe von Lohnsteueranmeldungen im Einzelfall auf 

Antrag verlängert werden kann, soweit der Arbeitgeber selbst oder der mit der 

Lohnbuchhaltung und Lohnsteuer-Anmeldung Beauftragte nachweislich unver-

schuldet daran gehindert ist, die Lohnsteuer-Anmeldungen pünktlich zu übermit-

teln. Die Fristverlängerung darf maximal zwei Monate betragen. Die Regelung gilt 

sowohl für monatliche Lohnsteueranmeldungen als auch für vierteljährlich abzu-

gebende Anmeldungen.  

Nach gewährter Fristverlängerung müssen die Lohnsteuerbeträge erst zum Zeit-

punkt der tatsächlichen Übermittlung der Lohnsteueranmeldung an das Finanz-

amt abgeführt werden. Eine verspätete Zahlung liegt nicht vor, denn vor der Ab-

gabe der Lohnsteueranmeldung werden die Beträge nicht fällig. Daher fallen 

auch keine Säumniszuschläge an (vgl. AEAO zu § 240).  

Welche Hinderungsgründe für die Abgabe der Lohnsteueranmeldung vorliegen 

müssen und wie diese nachzuweisen sind, geht aus dem Schreiben nicht hervor. 

Arbeitgeber, welche die Fristverlängerung nutzen müssen, sollten dies im Einzel-

fall mit dem zuständigen Finanzamt abstimmen. 
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Alle am 23.04.2020 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (NV)  

Aktenzeichen Entscheidungs-

datum 

Stichwort 

III R 3/19 18.09.2019 Gewerbesteuerzerlegung, Betriebsführungsgesellschaft und Betriebsstätte 

IV R 48/16 23.01.2020 
Keine Klagebefugnis des Personengesellschafters bei Streit über Grund oder 
Höhe des Gesamthandsgewinns 

VII R 30/18 22.10.2019 Geschäftsführerhaftung nach Bestellung eines vorläufigen Insolvenzverwalters 

X R 38/18 05.11.2019 Einkommensteuerpflicht eines Sterbegelds aus einer Pensionskasse 

 

Alle bis zum 17.04.2020 veröffentlichten Erlasse  

Aktenzeichen Entscheidungs-

datum 

Stichwort  

IV A 3 -S 
0261/20/1000
1 :005 

23.04.2020 
Verlängerung der Erklärungsfrist für vierteljährliche und monatliche Lohnsteu-

er-Anmeldungen während der Corona-Krise 

 

https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=44598&pos=0&anz=34
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=44601&pos=1&anz=34
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=44604&pos=2&anz=34
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=44607&pos=3&anz=34
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2020-04-23-verlaengerung-der-erklaerungsfrist-fuer-vierteljaehrliche-und-monatliche-lohnsteueranmeldungen-waehrend-der-corona-krise.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2020-04-23-verlaengerung-der-erklaerungsfrist-fuer-vierteljaehrliche-und-monatliche-lohnsteueranmeldungen-waehrend-der-corona-krise.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2020-04-23-verlaengerung-der-erklaerungsfrist-fuer-vierteljaehrliche-und-monatliche-lohnsteueranmeldungen-waehrend-der-corona-krise.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Ergebnis Koalitionsausschuss 22.4.2020 


 


Deutschland hat die COVID19-Pandemie durch einschneidende Beschränkungen 
erfolgreich gebremst. Dies hat erhebliche wirtschaftliche und soziale Folgen. Trotzdem 
können wir nur in kleinen Schritten die Beschränkungen wieder lockern, weil das Virus 
weiter breit in Deutschland vorhanden ist und wir die Erfolge nicht durch eine erneute 
exponentielle Infektionswelle gefährden dürfen. Deshalb müssen die Entscheidungen, 
die wir jetzt treffen, so sein, dass wir auch in Zukunft finanzielle Möglichkeiten haben. 
Die Bundesregierung muss handlungsfähig bleiben, um weitere Maßnahmen in den 
kommenden Monaten finanziell stemmen zu können. Und wir müssen weitere 
Maßnahmen einleiten, um soziale und wirtschaftliche Härten abzufedern sowie den 
wirtschaftlichen Wiederaufbau zu unterstützen. Vor diesem Hintergrund beschließen 
die Koalitionspartner:  


1. Für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern in Kurzarbeit werden ab 1. Mai bis 
31.12.2020 die bereits bestehenden Hinzuverdienstmöglichkeiten mit einer 
Hinzuverdienstgrenze bis zur vollen Höhe des bisherigen Monatseinkommens für 
alle Berufe geöffnet. 


2. Das Kurzarbeitergeld wird für diejenigen, die Corona-Kurzarbeitergeld für ihre um 
mindestens 50 Prozent reduzierte Arbeitszeit beziehen, ab dem 4. Monat des 
Bezugs auf 70 Prozent (bzw. 77 Prozent für Haushalte mit Kindern) und ab dem 7. 
Monat des Bezuges auf 80 Prozent (bzw. 87 Prozent für Haushalte mit Kindern) 
des pauschalierten Netto-Entgelts erhöht, längstens bis 31.12.2020. 


3. Aufgrund der außergewöhnlichen Situation auf dem Arbeitsmarkt haben 
diejenigen, die bereits vor der Krise arbeitssuchend waren und Arbeitslosengeld 
nach dem SGB III bezogen, derzeit geringere Aussichten auf eine neue 
Beschäftigung. Hinzu kommt, dass die Vermittlungs- und 
Weiterbildungsmöglichkeiten der Agenturen für Arbeit aufgrund des 
Gesundheitsschutzes eingeschränkt sind. Daher wird das Arbeitslosengeld nach 
dem SGB III für diejenigen um drei Monate verlängert, deren Anspruch zwischen 
dem 01. Mai und 31. Dezember 2020 enden würde.  


4. Gastronomiebetriebe sind von der COVID19-Krise besonders betroffen. Die 
Mehrwertsteuer für Speisen in der Gastronomie wird ab dem 1. Juli befristet bis 
zum 30. Juni 2021 auf den ermäßigten Steuersatz von 7% gesenkt. 


5. Als Corona-Sofortmaßnahme werden wir für kleine und mittelständische 
Unternehmen die pauschalierte Herabsetzung bereits für 2019 geleisteter 
Vorauszahlungen in Hinblick auf Verluste im Jahr 2020 ermöglichen 
(Verlustverrechnung). 







 


 


6. Der Bund ist bereit, Schulen und Schüler beim digitalen Unterricht zu Hause mit 
500 Mio. Euro zu unterstützen. Deshalb werden wir mit einem 
Sofortausstattungsprogramm die Schulen in die Lage versetzen, bedürftigen 
Schülern einen Zuschuss von 150 Euro für die Anschaffung entsprechender Geräte 
zu gewähren. Darüber hinaus soll die Ausstattung der Schulen gefördert werden, 
die für die Erstellung professioneller online-Lehrangebote erforderlich ist. 


7. Durch die Corona-Krise hat sich die wirtschaftliche Situation für die Beschäftigten 
und Unternehmen in unserem Land deutlich geändert. Deshalb wird die Koalition 
besonders darauf achten, Belastungen für Beschäftigte und Unternehmen durch 
Gesetze und andere Regelungen möglichst zu vermeiden. 








Pressemitteilungen 


23.04.2020 


Öffentliche Finanzen 


Scholz: „Schnelle und unbürokratische Liquiditätshilfe für Unter-
nehmen“ 
Liquiditätshilfe für Handel, Kultur und kleine Unternehmen


Nummer 8


Unternehmen, die coronabedingt in diesem Jahr mit einem Verlust rechnen, erhalten eine Liquiditätshilfe. 
Sie können daher ab sofort neben den bereits für 2020 geleisteten Vorauszahlungen auch eine Erstattung 
von für 2019 gezahlte Beträge bei ihrem zuständigen Finanzamt beantragen, und zwar auf Grundlage eines 
pauschal ermittelten Verlustes für das aktuelle Jahr. Mit dieser Maßnahme schaffen wir für kleine 
Unternehmen und Selbständige im Handel, in der Kultur und im Gastrobereich notwendige Liquidität, 
unabhängig davon, ob die Geschäfte weiterhin geschlossen bleiben oder in dieser Woche geöffnet wurden.


Die konkreten Details werden in einem BMF-Schreiben geregelt, das in Kürze veröffentlicht wird.


„Die Bundesregierung tut alles, um Arbeitsplätze zu sichern und Unternehmen in der Corona-Krise zu 
unterstützen. Wir zahlen Kurzarbeitergeld, geben Kredite und stunden Steuerzahlungen. Zusätzlich 
ermöglichen wir jetzt einen pauschalierten Vorschuss auf den Verlustrücktrag. Diese Liquiditätshilfe 
unterstützt Unternehmen schnell und unbürokratisch. Das Geld steht den Unternehmen ohnehin zu, wir 
sorgen dafür, dass sie es auch rasch bekommen. Damit stärken wir die Zahlungsfähigkeit von Unternehmen, 
denen das Wasser aufgrund der Krise teilweise bis zum Hals steht.“Bundesfinanzminister Olaf Scholz


Die beschlossene Pauschalierung bringt für die betroffenen Unternehmen eine entscheidende Vereinfachung. 
Gerade in der aktuellen Situation ist der für 2020 zu erwartende coronabedingte Verlust vielfach nur schwer 
zu bestimmen. Die üblicherweise erforderlichen Nachweise sind für die Verwaltung und die Steuerpflichtigen 
mit einem hohen Aufwand verbunden. Diese fallen durch das Pauschalverfahren weg.


Betroffene Steuerpflichtige mit Gewinn- und Vermietungseinkünften können die nachträgliche Herabsetzung 
der Vorauszahlungen zur Einkommen- oder Körperschaftsteuer für 2019 jetzt auf der Grundlage eines 
pauschal ermittelten Verlustrücktrags (§ 10d Absatz 1 Satz 1 EStG) beantragen. Von einer Betroffenheit wird 
regelmäßig ausgegangen, wenn die Vorauszahlungen für 2020 bereits auf null Euro herabgesetzt wurden.


Der pauschal ermittelte Verlustrücktrag aus 2020 beträgt 15 % der maßgeblichen Einkünfte, die der 
Festsetzung der Vorauszahlungen für 2019 zugrunde gelegt wurden (max. eine Million Euro bzw.
zwei Millionen Euro bei Zusammenveranlagung). Auf dieser Grundlage werden die Vorauszahlungen für 
2019 neu berechnet. Eine Überzahlung wird erstattet.







Wenn es dem Unternehmen wieder besser geht und es wider Erwarten im Jahr 2020 doch Gewinn macht, 
zahlt der Unternehmer diese Finanzspritze wieder zurück. Solange das Unternehmen Verluste ausweist, 
muss sie nicht zurückgezahlt werden.


© Bundesministerium der Finanzen
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 Nur per E-Mail  
  Oberste Finanzbehörden   der Länder   


POSTANSCHRIFT   Bundesministerium der Finanzen, 11016 Berlin  


HAUSANSCHRIFT Wilhelmstraße 97 
10117 Berlin 


TEL +49 (0) 30 18 682-0 


E-MAIL poststelle@bmf.bund.de 
DATUM 23. April 2020 


   
BETREFF   Verlängerung der Erklärungsfrist für vierteljährliche und monatliche Lohnsteuer-


Anmeldungen während der Corona-Krise  


GZ IV A 3 - S 0261/20/10001 :005 
DOK 2020/0397950 


(bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 


In weiten Teilen des Bundesgebietes sind Arbeitgeber durch das Coronavirus unverschuldet 
daran gehindert, die monatlichen oder vierteljährlichen Lohnsteuer-Anmeldungen fristgerecht 
abzugeben. Im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der Länder wird daher 
Folgendes bestimmt: 


Arbeitgebern können die Fristen zur Abgabe monatlicher oder vierteljährlicher Lohnsteuer-
Anmeldungen während der Corona-Krise im Einzelfall auf Antrag nach § 109 Absatz 1 AO 
verlängert werden, soweit sie selbst oder der mit der Lohnbuchhaltung und Lohnsteuer-
Anmeldung Beauftragte nachweislich unverschuldet daran gehindert sind, die Lohnsteuer-
Anmeldungen pünktlich zu übermitteln. Die Fristverlängerung darf maximal 2 Monate 
betragen. 


Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. 


Im Auftrag 


Dieses Dokument wurde elektronisch versandt und ist nur im Entwurf gezeichnet. 


www.bundesfinanzministerium.de 
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